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Vorwort

Diese Arbeit will die nationale Debatte um insolvenzbezogene Geschäftsleiter-
pflichten um eine europarechtliche Perspektive ergänzen. Ausgangspunkt der Be-
trachtung ist stets die sogenannte Restrukturierungsrichtlinie. Die europarechtliche
Perspektive führt zu neuen Ansichten bei Fragen wie dem Umfang der Berück-
sichtigung vonGläubigerinteressen bei Geschäftsleiterpflichten und der Anwendung
des Überschuldungstatbestandes auf Rechtsträger mit natürlichen Personen als
Vollhafter.

Das Interesse an dem Thema entstand Ende 2018 während einer Station als
Referendar bei einer Einheit der Generaldirektion Justiz der Europäischen Kom-
mission in Brüssel, welche die Restrukturierungsrichtlinie maßgeblich verantwor-
tete.

Ich danke Herrn Prof. Dr. Stefan Smid für die Betreuung der Arbeit und das
Erstvotum. Herrn Prof. Dr. Mark Zeuner danke ich für das Zweitvotum.

Größter Dank gilt meiner Frau, die mich immer motivierte und mir die Freiräume
schuf, diese Arbeit fertig zu stellen. Ihr ist diese Arbeit ebenso gewidmet wie unseren
beiden Söhnen. Ebenso danke ich meinen Eltern, die durch ihre Unterstützung diese
Dissertation mit möglich gemacht haben.

Die Arbeit wurde imApril 2021 als Dissertation bei der Rechtswissenschaftlichen
Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel eingereicht. Das Rigorosum
fand am 4. Februar 2022 statt.

Kiel, Dezember 2022 Helge Krüger
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A. Einführung

I. Forschungsziel und Vorgehen

Zum 20. Juni 2019 trat die Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen Parla-
ments und des Rates über präventive Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung
und über Tätigkeitsverbote sowie überMaßnahmen zur Steigerung der Effizienz von
Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Änderung der
Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie über Restrukturierung und Insolvenz) in
Kraft.1 Unter anderem sollen durch diese Richtlinie europaweit einheitliche Min-
deststandards für vorinsolvenzliche Sanierungsverfahren geschaffen werden.2 In der
RRiL wird dieses Sanierungsverfahren als präventiver Restrukturierungsrahmen
bezeichnet.

Im deutschen Recht wurde der präventive Restrukturierungsrahmen durch das
Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts, das sog. SanIns-
FoG, vom 22. Dezember 2020 umgesetzt. Das SanInsFoG enthält ein Gesetz über
den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen (Unterneh-
mensstabilisierungs- und Restrukturierungsgesetz), das sog. StaRUG. Dieser im
StaRUG geregelte Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen3 dient der Um-
setzung des präventiven Restrukturierungsrahmens im Sinne der RRiL.

Die Einführung des präventiven Restrukturierungsrahmens hat vielfältige Re-
aktionen bei denjenigen hervorgerufen, die sich mit den Themen Sanierung und
Insolvenz beschäftigen. Die Schwerpunkte der Diskussionen liegen dabei auf den
Fragen, wie ein solches vorinsolvenzliches Sanierungsverfahren effektiv und pass-
genau im deutschen Recht umgesetzt werden kann. Neben den Regelungen zum
präventiven Restrukturierungsrahmen enthält die RRiL in Art. 19 RRiL eine Vor-
schrift zu den Pflichten der Unternehmensleitung im vorinsolvenzlichen Bereich. In
der Debatte erhält diese Vorschrift, die im Kern eine gesellschaftsrechtliche Vor-
schrift ist, nicht dieselbe Aufmerksamkeit. Dies jedoch zu Unrecht.

Diese Arbeit untersucht in Teil B., welche Auswirkungen sich infolge der Um-
setzung von Art. 19 RRiL im deutschen Recht auf die vorinsolvenzlichen Pflichten

1 Im Folgenden wird Richtlinie (EU) 2019/1023 als Restrukturierungsrichtlinie oder RRiL
bezeichnet.

2 Vgl. EWG 12 und 13 RRiL; es handelt sich also um eine mindestharmonisierende
Richtlinie; vgl. dazu auch noch den Kommissionsentwurf COM (2016) 723 final, S. 19:
„verbindliches Instrument in Form einer Richtlinie, mit der ein harmonisierter Mindestrahmen
geschaffen wird“.

3 Im Folgenden als SRR abgekürzt.



der Unternehmensleitungen ergeben. Dazu wird zuerst geklärt, wer von einer Um-
setzung der Pflichten aus Art. 19 RRiL im deutschen Recht als Adressat betroffen ist
(Leitfrage „Wer?“). Zu welchem Zeitpunkt die in Art. 19 RRiL geregelten Pflichten
nach ihrer Umsetzung im deutschen Recht eingreifen (Leitfrage „Wann?“) und
schließlich welche inhaltlichen Auswirkungen sich auf die Pflichten der Unter-
nehmensleitungen im deutschen Recht in Folge einer Umsetzung der RRiL ergeben
(Leitfrage „Was?“). Zur Beantwortung der jeweiligen Leitfragen wird jeweils im
ersten Schritt eine Auslegung der einschlägigen Bestimmungen der Restrukturie-
rungsrichtlinie vorgenommen und dann erörtert, welche Auswirkungen sich bei einer
effektiven Umsetzung der RRiL nachMaßgabe der hier vorgenommenen Auslegung
im deutschen Recht ergeben würden und inwieweit eine Umsetzung im deutschen
Recht bereits erfolgt ist. Wo es erforderlich ist, werden Vorschläge für eine effektive
Umsetzung unterbreitet. Die Betrachtung der insolvenzbezogenen Geschäftsleiter-
pflichten vor dem Hintergrund der Umsetzung RRiL verspricht dabei eine europa-
rechtlich fundierte Möglichkeit zur Konkretisierung dieser Pflichten. Der Maßstab
sowohl für die Auslegung der Restrukturierungsrichtlinie als auch für die Beurtei-
lung der Auswirkungen der Umsetzung im deutschen Recht ist stets die effektive
Förderung von Restrukturierungen zur Vermeidung von Insolvenzen sowie als
wirksamer Beitrag zu einer funktionierenden Kapitalmarktunion.4 Bei Anwendung
dieses Maßstabes ergeben sich in Folge der Umsetzung von Art. 19 RRiL teils er-
hebliche Änderungen der insolvenzbezogenen Pflichten der Unternehmensleitungen
im deutschen Recht.

Trotz der rechtsformunabhängigen Anwendbarkeit der RRiL beschränkt sich
diese Arbeit bei der Ausarbeitung der Pflichten der Unternehmensleitung auf die in
der Praxis wichtigsten Rechtsformen der Aktiengesellschaft, der GmbH, der Per-
sonenhandelsgesellschaften und des Einzelkaufmanns.

In Teil C. werden die Änderungen der insolvenzbezogenen Pflichten der Berater
des Schuldners untersucht, die sich in Folge der Umsetzung der RRiL ergeben.

II. Die Umsetzung des präventiven Restrukturierungsrahmens
durch den deutschen Gesetzgeber

Die RRiL ist als Instrument der kooperativen-zweistufigen Rechtsetzung5 aus-
schließlich an die jeweiligen Mitgliedstaaten gerichtet und muss entsprechend
Art. 288 Abs. 3 AEUV durch diese umgesetzt werden. Zum 1. Januar 2021 ist das

4 Ähnlich Korch, ZHR 2018, 440, 442: „[…] möglichst viele Unternehmen und Arbeits-
plätze zu erhalten und die Sanierung weitest möglich zu erleichtern“ mit kritischer Würdigung
dieses Ansatzes; zu dem Ziel eine funktionierende Kapitalmarktunion durch eine stärkere
Harmonisierung zu schaffen, vgl. EWG 8 RRiL.

5 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Auflage 2016, Art. 288 AEUV Rn. 23.
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SanInsFoG inKraft getreten undmit ihmdie imStaRUGenthaltenenRegelungen zur
Umsetzung des präventiven Restrukturierungsrahmens aus der RRiL.

Der Verabschiedung des SanInsFoG ist ein Referentenentwurf des Bundesmi-
nisteriums der Justiz und für Verbraucherschutz vom 19. September 2020 voraus-
gegangen.6 Am 4. Oktober 2020 folgte der darauf aufbauende Gesetzesentwurf der
Bundesregierung zum Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz.7

Das SanInsFoG geht dabei im Grundsatz von einem funktionsfähigen deutschen
Insolvenzrecht und einer funktionierenden Praxis außergerichtlicher Sanierungs-
bemühungen aus. Es versucht lediglich, die Lücke zu schließen, die dadurch entsteht,
dass erfolgversprechende und für alle Beteiligten vorteilhafte, außergerichtliche
Sanierungsbemühungen am Widerstand einzelner Beteiligter scheitern können. Um
in diesen Fällen die Kosten eines Insolvenzverfahrens zu vermeiden, wie etwa den
Insolvenzbeschlag, die Verfahrenskosten und die Folgekosten der Publizität, soll ein
Verfahren zur Verfügung stehen, welches das Sanierungsvorhaben gegen den Wi-
derstand einzelner Beteiligter notfalls zwangsweise durchsetzen kann.8 Dieses
vorinsolvenzliche Sanierungsverfahren wird im StaRUG geregelt. Zur Abstimmung
des vorinsolvenzlichen Verfahrens mit dem Insolvenzverfahren sind zudem ver-
schiedentliche Änderungen der Insolvenzordnung, insbesondere der Insolvenzer-
öffnungsgründe, erforderlich geworden.9

Hinsichtlich der Umsetzung von Art. 19 RRiL haben sich zwischen dem San-
InsFoG und dem vorausgegangenen Regierungsentwurf des SanInsFoG erhebliche
Änderungen ergeben. §§ 2, 3 StaRUG RegE sah vor, dass ab dem Zeitpunkt der
drohenden Zahlungsunfähigkeit die Geschäftsleiter die Interessen der Gläubiger-
gesamtheit vorrangig zu berücksichtigen haben.10 Beschlüsse und Weisungen der
Überwachungsorgane und anderer Organe sollten unbeachtlich sein, soweit sie der
gebotenen Wahrung der Gläubigerinteressen entgegenstehen (§ 2 Abs. 2 S. 2 Sta-
RUG RegE). Die Verletzung der Pflicht sollte zu einer Innenhaftung gemäß § 3
StaRUG RegE führen. Ab Inspruchnahme des SRR, genauer, ab Rechtshängigkeit
der Restrukturierungssache gemäß § 33 Abs. 3 StaRUG RegE, sollte die Verletzung
der Pflichten gemäß § 45 StaRUG RegE zu einer Außenhaftung gegenüber den
Gläubigern führen. Die §§ 2 und 3 des StaRUG RegE sind ersatzlos entfallen. Das
geltende StaRUG sieht nunmehr in § 43 StaRUG eine Innenhaftung gegenüber dem

6 Im Folgenden RefE SanInsFoG.
7 BT Dr. 19/24181; im Folgenden RegE SanInsFoG. Der RegE SanInsFoG enthält neben

Regelungen zur Umsetzung des präventiven Restrukturierungsrahmens gemäß der RRiL auch
Regelungen, die durch die Evaluation des Gesetzes zur weiteren Erleichterung der Sanierung
von Unternehmen vom 7. Dezember 2011 veranlasst sind, sowie Regelungen, die der Abmil-
derung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19 Pandemie dienen, vgl. RegE SanInsFoG
BT Dr. 19/24181, S. 1 ff.

8 Vgl. RegE SanInsFoG BT Dr. 19/24181, S. 85 f.
9 Siehe Art. 5 Nr. 8 bis Nr. 11 SanInsFoG; dazu etwa RegE SanInsFoG BT Dr. 19/24181,

S. 196.
10 Dazu RegE SanInsFoG BT Dr. 19/24181, S. 105 ff.; Brinkmann ZIP 2020, 2361, 2364.
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